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(Nr. 12816.) Erſte Verordnung zur Einſchränkung öffentlicher Bekanntmachungen. Vom 4. April 1924. 


Auf Grund des § 1 des Geſetzes zur Einſchränkung öffentlicher Bekanntmachungen rom 4. März 1924 
(Geſetzſamml. S. 123) wird folgendes verordnet: 
8 ik 

§ 34 Teil 1 Titel 38 der Allgemeinen Gerichtsordnung für die Preußiſchen Staaten wird aufgehoben. 
Die Art der öffentlichen Bekanntmachung der Entmündigung einer Perſon wegen Verſchwendung ſowie der 
Wiederaufhebung einer ſolchen Entmündigung ($ 687 Z. P. O.) bleibt dem Ermeſſen des Gerichts überlaſſen. 


II. 


Soweit in der Verordnung über Familiengüter in der Faffung vom 30. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 
1921 S. 77) in dem Geſetz über die Aufhebung der Standesvorrechte des Adels und die Auflöſung der 


Hausvermögen vom 23. Juni 1920 (Gefekfammt. S. 367) und in der Verordnung über die Zwangsauflöſung 
der Familiengüter und Hausvermögen vom 19. November 1920 (Geſetzſamml. S. 463) eine öffentliche Bekannt⸗ 
machung im Deutſchen Reichsanzeiger vorgeſehen iſt, genügt die Anheftung einer Ausfertigung oder einer 
beglaubigten Abſchrift des bekauntzumachenden oder zuzuſtellenden Schriftſtücks an die Bekanntmachungstafel 
der Auflöſungsbehörde. 

Die öffentliche Bekanntmachung gilt als an dem Tage erfolgt, an dem das Schriftſtück an die Tafel 
angeheftet worden iſt, 

Das Schriftſtück ſoll bis zum Tage des bekauntgemachten Termins oder bis zum Ablauf der durch die 

Bekanntmachung in Gang geſetzten Friſt an der Tafel angeheftet bleiben. a 

Die Auflöſungsbehörde iſt befügt, noch andere Veröffentlichungen zu veranlaſſen. 


e III. 
Die nach SI Nr. 7 des Geſetzes, betteffend die Bekanntmachung landesherrlicher Erlaſſe, vom 10. April 
1872 (Geſetzſamml. S. 357) bekanntzumachenden Erlaſſe des Staatsminiſteriums und die durch ſie beſtätigten 
oder genehmigten Urkunden ſowie die Ergänzungen und Anderungen ſolcher Erlaſſe und Urkunden ſind, ſofern 
das Staatsminiſterium im Einzelfalle keine andere Entſcheidung trifft, im Amtsblatte der Regierung bekannt— 
zumachen, in deren Bezirk der landſchaftliche Kreditverein, das Kreditinſtitut oder die Nebenanftalt ihren Sitz 
hat. Iſt der Sitz Berlin, ſo erfolgt die Bekanntmachung im Amtsblatte der Regierung zu Potsdam. 


N 
Soweit auf Grund des § 15 Ziffer 12 des Geſetzes vom 25. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 241) Be 
kanntmachungen öffentlicher Feuerverſicherungsanſtallen und Veröffentlichungen der auf den Inhalt dieſer 
Geſetzſammlung 1924. (Nr. 1281612817.) 8 36 
Ausgegeben zu Berlin, den 7. April 1924. 
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Bekanntmachungen bezüglichen Genehmigungen in die Regierungsamtsblätter aufzunehmen ſind, kann von 
einer Wiedergabe des vollen Wortlauts abgeſehen werden. In dieſem Falle iſt im Regierungsamtsblatt 
ein kurzer Hinweis über die erteilte Genehmigung abzudrucken, in dem den Beteiligten anheimgegeben wird, 
den vollen Wortlaut im Geſchäftsraume der örtlichen Verſicherungsorgane einzuſehen. 

Das gleiche gilt für die öffentlichen Lebens-, Unfall- und Haftpflicht⸗Verſicherungsanſtalten, denen die 
Vergünſtigung der koſtenfreien Aufnahme ihrer Bekanntmachungen in die Regierungsamtsblätter eingeräumt iſt. 


V. et 

Die gemäß § 42 des Geſetzes über die Errichtung von Rentenbanken vom 2. März 1850 (Geſetzſamml. 
S. 112) zu veröffentlichende Bekanntmachung der Rummern der ausgeloſten Rentenbriefe hat durch einmalige 
Einrückung in den Deutſchen Reichs- und Preußiſchen Staatsanzeiger in dem Monate zu erfolgen, in dem die 
Ausloſung ſtattgefunden hat. 

In die Amtsblätter der Regierungen iſt ein kurzer Hinweis auf dieſe Bekanntmachung einzurücken. 

Die Veröffentlichung der über die Vernichtung der Rentenbriefe aufgenommenen Verhandlung 
— § 48 a. a. O. — fällt fort. i a 

; VI. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 4. April 1924. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel,) 
Braun. am Zehnhoff— 


(Nr. 12817.) Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung über die Auflöſung der Flüchtlingslager. 
e Vom 31. März 1924. F A i = 
Auf Grund der SS 10, 13 und 15 der Verordnung über die Auflöſung der Flüchtlingslager vom 17. De⸗ 
zember 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1202) beſtimme ich, was folgt: 

SL 

Die im 8 10 Abf. 3 der Reichsverordnung vom 17. Dezember 1923 von der oberſten Landesbehörde 

beſtimmte Stelle iſt die Kommunalaufſichtsbehörde. : 

$ 2. 

Für das Verfahren über die gemäß $13 der Reichsverordnung vom 17. Dezember 1923 zuläſſige 
Beſchwerde findet S IL meiner Ausführungsbeſtimmungen zur Verordnung des Reichspräſidenten über die 
vorläufige Unterbringung Ausgewieſener vom 7. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 325) entſprechende Anwendung. 

83. 
Dieſe Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffentlichung in Kraft. 


Berlin, den 31. März 1924. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 
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